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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Vor- 
aussetzungen für die Anwendung der Schutzmaßnahmen 
auf dem Sektor Milch- und Milcherzeugnisse; 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die im Falle von 
Versorgungsschwierigkeiten auf dem Sektor Milch und 
Milcherzeugnisse anzuwendenden Grundregeln. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Voraussetzungen für die Anwendung der 
Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Ero- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse *), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1410/71 2 ), insbesondere auf Artikel 21 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehende Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 sieht in Artikel 
21 Absatz 1 die Möglichkeit vor, geeignete Maßnah- 
men zu treffen, wenn der Markt in der Gemeinschaft 
für eines oder mehrere der unter Artikel 1 fallenden 
Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuh- 
ren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernst- 
lichen Störungen bedroht ist, die die Ziele des Arti- 
kels 39 des Vertrages gefährden könnten. Diese 
Maßnahmen beziehen sich auf den Handel mit drit- 
ten Ländern und werden nicht mehr angewandt, so- 
bald die tatsächliche Störung oder die Gefahr einer 
Störung nicht mehr besteht. 

Es obliegt dem Rat, die Durchführungsbestimmun- 
gen zu dem vorgenannten Artikel 21 Absatz 1 zu er- 
lassen sowie festzulegen, in welchen Fällen und in- 
nerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten vor- 
sorglich Maßnahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die wichtigsten 
Anhaltspunkte festzulegen, an Hand welcher beur- 
teilt werden kann, ob der Markt in der Gemeinschaft 
ernstlich gestört oder von einer ernstlichen Störung 
bedroht ist. 

Da die Anwendung von Schutzmaßnahmen davon 
abhängt, welcher Einfluß auf den Markt der Gemein- 
schaft vom Handel mit dritten Ländern ausgeht, 
müssen bei der Beurteilung der Lage auf diesem 
Markt neben den Besonderheitemdes Marktes selbst 
die Faktoren der Entwicklung des Handels berück- 
sichtigt werden. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen festzulegen, die 
gemäß Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
getroffen werden können. Diese Maßnahmen müssen 
so beschaffen sein, daß die ernstlichen Marktstörun- 
gen bzw. die Gefahr solcher Störungen beseitigt wer- 
den. Sie müssen der Lage angemessen sein, um zu 
verhindern, daß sie andere als die gewünschten Wir- 
kungen haben. 


Der Marktmechanismus auf dem Sektor Milch und 
Milcherzeugnisse umfaßt eine Einfuhrlizenzregelung 
sowie für bestimmte Erzeugnisse eine Regelung der 
Vorausfestsetzung der Erstattungen und der Aus- 
fuhrlizenzen. Diese Regelungen führen dazu, daß die 
Vorschriften festgelegt werden müssen, nach denen 
für die betreffende Regelung vorsorgliche Maßnah- 
men auf Gemeinschaftsebene im Anschluß an eine 
summarische Prüfung der Lage beschlossen werden 
können. 

Wird bei der Beurteilung der Lage an Hand der 
vorstehend erwähnten Anhaltspunkte festgestellt, 
daß auf dem Markt eines Mitgliedstaates die Voraus- 
setzungen des Artikels 21 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 erfüllt sind, so müssen die Maßnahmen, 
die dieser Staat in Anwendung dieses Artikels er- 
greift, begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in die- 
sem Fall getroffen werden können, müssen so be- 
schaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechterung 
der Marktlage verhindern. Es muß sich jedoch um 
vorsorgliche Maßnahmen handeln. Der vorsorgliche 
Charakter der einzelstaatlichen Maßnahmen recht- 
fertigt ihre Anwendung nur bis zum Inkrafttreten 
eines Gemeinschaftsbeschlusses. 

Es obliegt der Kommission, über die im Anschluß 
an einen Antrag eines Mitgliedstaates zu treffenden 
gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen einer 
Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses Antrages 
zu entscheiden. Damit die Kommission die Markt- 
lage richtig beurteilen kann, ist vorzusehen, daß sie 
so früh wie möglich von der Tatsache unterrichtet 
wird, daß ein Mitgliedstaat vorsorgliche Maßnahmen 
anwendet. Es ist daher angebracht, daß sie der Kom- 
mission sofort nach der Beschlußfassung zu notifizie- 
ren sind und daß diese Notifikation als Antrag im 
im Sinne des Artikels 21 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 gilt - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um zu beurteilen, ob in der Gemeinschaft der Markt 
für eines oder mehrere der in Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 genannten Erzeugnisse auf 
Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 3 
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Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störun- 
gen bedroht ist, die die Ziele des Artikels 39 des 

Vertrages gefährden können, werden insbesondere 

berücksichtigt: 

a) die Erzeugnismengen, lür die Einfuhrlizenzen er- 
teilt bzw. beantragt worden sind; 

b) der Umfang der getätigten oder voraussichtlichen 
Ausfuhren sowie die Mengen, für die Ausfuhr- 
lizenzen erteilt bzw. beantragt worden sind; 

c) die verfügbaren Mengen auf dem Markt der Ge- 
meinschaft; 

d) die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Preise oder deren voraussichtliche Entwick- 
lung, insbesondere ihre Tendenz zu einer über- 
höhten Preissteigerung, oder bei den Erzeugnis- 
sen, für die kein Interventionspreis festgesetzt 
wird, ihre Tendenz zu einem übermäßigen Preis- 
rückgang oder Preisanstieg; 

e) die Mengen von Erzeugnissen, für die Interven- 
tionsmaßnahmen getroffen werden oder bei de- 
nen die Gefahr besteht, daß für sie Interventions- 
maßnahmen getroffen werden müssen. 

Artikel 2 

1. Die Maßnahmen, die gemäß Artikel 21 Absätze 
2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 getrof- 
fen werden können, wenn die in Absatz 1 dieses 
Artikels genannte Lage eintritt, sind: 

a) die vollständige oder teilweise Einstellung der 
Erteilung von Einfuhr oder Ausfuhrlizenzen, 
was die Unzulässigkeit neuer Anträge be- 
wirkt; 

b) die vollständige oder teilweise Ablehnung der 
bereits eingereichten Anträge auf Erteilung 
von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen; 

c) für die Erzeugnisse und die Bestimmungen 
oder Bestimmungsländer, für die eine Voraus- 
festsetzung der Erstattung bzw. die Erteilung 
einer Ausfuhrlizenz vorgesehen ist, außer- 
dem: . 

aa) die vollständige oder teilweise Einstellung 
der Vorausfestsetzung der Erstattung und 
der Erteilung von Ausfuhrlizenzen, was 
die Unzulässigkeit neuer Anträge bewirkt; 

bb) die vollständige oder teilweise Ablehnung 
der bereits eingereichten Anträge auf Vor- 
ausfestsetzung der Erstattungen und auf 
Erteilung von Ausfuhrlizenzen; 

d) die Erhebung von Ausfuhrabgaben oder, im 
Falle der Anwendung der Artikel 2 oder 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 441/69, von Abgaben 
bei der Unterstellung unter ein Zollagerver- 
fahren. 


2. Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen dürfen 
nur in dem Umfang und für die Zeit getroffen 
werden, die unbedingt notwendig sind. Sie dür- 
fen sich nur auf Erzeugnisse erstrecken, deren 
Herkunfts- oder Bestimmungsland ein drittes 
Land ist. Sie können auf Einfuhren mit Herkunft 
aus oder Ursprung in bestimmten Ländern, Aus- 
fuhren nach bestimmten Ländern, bestimmte Qua- 
litäten oder Aufmachungen beschränkt werden. 
Sie können auf Einfuhren nach oder auf Ausfuh- 
ren aus bestimmten Gebieten der Gemeinschaft 
beschränkt werden. 

3. Die in Absatz 1 genannte Ablehnung der Anträge 
findet auf die Anträge Anwendung, die während 
der Zeiträume eingereicht werden, in denen die 
Aussetzung nach Artikel 3 oder Artikel 4 erfolgt 
ist. 

Sollten jedoch plötzlich Umstände eintreten, die 
eine so starke Preisänderung zur Folge haben 
oder haben könnten, daß die Abschöpfung oder 
die Erstattung ihren Zweck offensichtlich nicht 
mehr erfüllt, so können alle Anträge abgelehnt 
werden, die nach dem Bekanntwerden dieser Um- 
stände eingereicht worden sind. 


Artikel 3 

Nach einer summarischen Prüfung der Lage an Hand 
der in Artikel 1 aufgeführten Anhaltspunkte kann 
die Kommission durch Entscheidung feststellen, daß 
die Voraussetzungen für die Anwendung des Arti- 
kels 21 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
erfüllt sind. Sie notifiziert ihre Entscheidung den 
Mitgliedstaaten und gibt sie an ihrem Sitz durch 
Anschlag bekannt. 

Diese Entscheidung bewirkt für die betreffenden Er- 
zeugnisse von der hierfür angegebenen Uhrzeit an, 
wobei dieser Zeitpunkt nach der Notifizierung liegt, 
daß 

- entweder die Erteilung von Einfuhrlizenzen 

- oder die Vorausfestsetzung der Erstattungen und 
die Erteilung von Ausfuhrlizenzen 

vorläufig eingestellt wird. 

Diese Entscheidung gilt unbeschadet des Artikels 21 
Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
höchstens 48 Stunden lang. 

Artikel 4 

1. Ein Mitgliedstaat kann vorsorglich eine oder 
mehrere Maßnahmen treffen, wenn er bei der Be- 
urteilung der Lage an Hand der in Artikel 1 ge- 
nannten Anhaltspunkte zu der Ansicht gelangt, daß 
die Lage im Sinne des Artikels 21 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 auf seinem Hoheitsge- 
biet besteht. 
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Die vorsorglichen Maßnahmen bestehen 

a) in der vollständigen oder teilweisen Einstellung 
der Erteilung von Einfuhrlizenzen, 

b) in der vollständigen oder teilweisen Einstellung 
der Vorausfestsetzung der Erstattungen und der 
Erteilung von Ausfuhrlizenzen, 

c) in der Auflage, die in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe d genannten Abgaben zu hinterlegen oder 
eine Sicherheit in gleicher Höhe zu leisten. 

Die unter Buchstabe c genannte Maßnahme zieht die 

Erhebung von Abgaben nur nach sich, wenn dies 

gemäß Artikel 21 Absatz 2 oder 3 der Verordnung 

(EWG) Nr. 804/68 so beschlossen wird. 

Artikel 2 Absatz 2 ist anwendbar. 


2. Die vorsorglichen Maßnahmen werden der Kom- 
mission sofort nach der Beschlußfassung mit Fern- 
schreiben notifiziert. Diese Notifikation gilt als An- 
trag im Sinne des Artikels 21 Absatz 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68. Diese Maßnahmen gelten 
nur bis zum Inkrafttreten des Beschlusses, den die 
Kommission auf dieser Grundlage faßt. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse sieht - 
ebenso wie die anderen Verordnungen über ge- 
meinsame Marktorganisationen in der Landwirt- 
schaft - eine Klausel vor, die es ermöglicht, für 
den Fall, daß der Markt der Gemeinschaft bei 
einem oder mehreren Erzeugnissen aufgrund 
des Handels mit dritten Ländern ernstlichen 
Störungen ausgesetzt ist oder von ernstlichen 
Störungen bedroht wird, Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen. 

Der Wortlaut dieser Klausel ist in den verschie- 
denen Verordnungen identisch. Diese Verord- 
nungen erteilen dem Rat die Vollmacht, die 
Durchführungsbestimmungen für die Schutz- 
klausel zu erlassen und festzulegen, in welchen 
Fällen und innerhalb welcher Grenzen die Mit- 
gliedstaaten Schutzmaßnahmen ergreifen können. 

2. Die allgemeine Gliederung des vorliegenden 
Verordnungsentwurfs zur Festlegung der Vor- 
aussetzungen für die Anwendung der Schutz- 
maßnahmen auf dem Sektor Milch und Milcher- 
zeugnisse ist identisch mit den übrigen Durch- 
führungsverordnungen, die der Rat bereits für 
andere Sektoren der Landwirtschaft verabschie- 
det hat (insbesondere Getreide, Reis, Schweine- 
fleisch, usw. - Verordnungen (EWG) Nr. 2591/69 
bis Nr. 2596/69), wenn auch die hauptsächlich in 
Betracht gezogenen Faktoren und die zu ergrei- 
fenden Maßnahmen für die einzelnen Sektoren 
verschieden sind. 

3. Für den Sektor Milch und Milcherzeugnisse 
wird vorgesehen, Gemeinschaftsmaßnahmen zur 
Beschränkung der Einfuhr oder der Ausfuhr zu 


ergreifen, indem die Erteilung von Lizenzen voll- 
ständig oder teilweise eingestellt wird sowie für 
die Ausfuhren die Vorausfestsetzung der Erstat- 
tungen vollständig oder teilweise ausgesetzt 
wird und Ausfuhrabgaben erhoben werden. 

4. Hinsichtlich der vorsorglichen Maßnahmen, die 
ein Mitgliedstaat ergreifen kann, stützen sich 
die Bestimmungen des vorliegenden Verord- 
nungsentwurfs auf die gleichen Beweggründe 
wie die Bestimmungen der bereits verabschiede- 
ten Verordnungen, d. h.: 

a) die in Betracht gezogenen Kriterien sind 
identisch mit denen, die für die Beurteilung 
des Marktes der Gemeinschaft zugrundezu- 
legen sind; aus begreiflichen Gründen werden 
jedoch nur die Faktoren berücksichtigt, von 
denen der Mitgliedstaat Kenntnis hat; 

b) die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat ergrei- 
fen kann, müssen vorsorglichen Charakter 
haben; sie werden erst nach einem diesbezüg- 
lichen Beschluß durch die Kommission endgül- 
tig wirksam; 

c) diese vorsorglichen Maßnahmen müssen der 
Kommission notifiziert werden; diese Notifi- 
kation gilt als Antrag bei der Kommission auf 
eine Beschlußfassung dahingehend, ob es not- 
wendig ist, Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
ebene zu treffen. 

5. Die Kommission weist darauf hin, daß die An- 
wendung der vorliegenden Verordnung - eben- 
so wie die Anwendung der bereits auf den an- 
deren Sektoren erlassenen Verordnungen - un- 
ter Beachtung der bestehenden internationalen 
Verpflichtung erfolgt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die im Falle von Versorgungsschwierigkeiten auf dem 
Sektor Milch und Milcherzeugnisse anzuwendenden 

Grundregeln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnis- 
se 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1410/71 2 ), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 sieht vor, daß die erforderlichen Maßnah- 
men ergriffen werden können, wenn der Preis frei 
Grenze eines oder mehrerer Leiterzeugnisse den 
Schwellenpreis erheblich überschreitet, wenn diese 
Lage andauern könnte und der Markt der Gemein- 
schaft dadurch gestört wird oder gestört zu werden 
droht. 

In den Grundregeln für die Anwendung dieser 
Bestimmung muß insbesondere festgelegt werden, 
wann eine erhebliche Überschreitung des Schwellen- 
preises durch den Preis frei Grenze als gegeben an- 
zusehen ist. Außerdem müssen Merkmale für die 
Beurteilung der etwaigen Fortdauer einer solchen 
Lage festgelegt werden. 

Um die aus dieser Lage sich ergebenden Störun- 
gen oder die Gefahr von Störungen auf dem Markt 
der Gemeinschaft zu vermeiden, muß ein ausrei- 
chendes Angebot an Milcherzeugnissen sicherge- 
stellt werden. Diesem Zweck können die vollstän- 
dige oder teilweise Nichtanwendung der Abschöp- 
fungen, die Erhebung von Abgaben bei der Ausfuhr 
und die Gewährung von Beihilfen bei der Einfuhr 
dienen, wobei der erstgenannten Maßnahme der 
Vorrang einzuräumen ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Eine erhebliche Überschreitung im Sinne des Ar- 
tikels 20 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 liegt 
vor, wenn der Preis frei Grenze den Schwellenpreis 
um mindestens 3 v. H. übersteigt. 

2. Die erhebliche Überschreitung des Schwellen- 
preises durch den Preis frei Grenze kann andauern, 


wenn ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage besteht, das unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Entwicklung der Erzeugung und 
der Marktpreise anhalten kann. 

3. Der Markt der Gemeinschaft wird aufgrund 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Lage ge- 
stört oder von einer Störung bedroht, wenn das hohe 
Preisniveau im internationalen Handel 

- die Einfuhr von Milcherzeugnissen in die Gemein- 
schaft derart beeinträchtigt 

oder 

- in einem solchen Umfang zur Ausfuhr von Milch- 
erzeugnissen aus der Gemeinschaft führt, 

daß die Sicherheit der Versorgung der Gemeinschaft 
nicht mehr gewährleistet ist oder in Frage gestellt 
zu werden droht. 

Artikel 2 

1. Sind die in Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen Bedingungen nach 
Maßgabe der in Artikel 1 der vorliegenden Ver- 
ordnung festgelegten Merkmale erfüllt, so können 
nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 eine oder mehrere der fol- 
genden Maßnahmen getroffen werden: 

a) die vollständige oder teilweise Nichtanwendung 
von Abschöpfungen; 

b) die Erhebung von Abgaben bei der Ausfuhr oder, 
im Falle der Anwendung der Artikel 2 oder 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 441/69, von Abgaben 
bei ,der Unterstellung unter ein Zollagerverfah- 
ren; 

c) die Gewährung bei Beihilfen bei der Einfuhr. 

Die unter den Buchstaben b und c genannten Maß- 
nahmen können nur zusätzlich zu der unter dem 
Buchstaben a genannten Maßnahme angewandt wer- 
den. 

2. Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können 
für mehrere der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 aufgeführten Erzeugnisse getroffen wer- 
den, wenn es die Marktlage und die Beziehungen, 
die zwischen den Erzeugnissen bestehen, erfordern. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 3 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 (Grundverordnung für Milcherzeugnisse) 
legt der Rat die Grundregeln fest für den Fall, daß 
der Markt der Gemeinschaft gestört wird oder ge- 
stört zu werden droht dadurch, daß der Preis frei 
Grenze eines Leiterzeugnisses den Schwellenpreis 
erheblich überschreitet und diese Lage andauern 
könnte. 

2. Der vorliegende Verordnungsentwurf legt die 
Kriterien fest, die für eine erhebliche Überschreitung 
des Schwellenpreises sowie für die Beurteilung der 
Dauer einer solchen Lage maßgebend sind, und be- 
stimmt die Faktoren, aufgrund deren beurteilt wer- 
den kann, ob der Markt der Gemeinschaft dadurch 
gestört wird oder gestört zu werden droht. 

- Jede Überschreitung des Schwellenpreises durch 
den Preis frei Grenze, selbst wenn es sich um einen 
geringfügigen Prozentsatz handelt, muß als er- 
heblich angesehen werden, da die Marktpreise 
für die meisten Milcherzeugnisse normalerweise 
unter den Schwellenpreisen liegen und die schwa- 
che Elastizität der Nachfrage bei manchen Milch- 
erzeugnissen eine Störung auf dem Markt der Ge- 
meinschaft bei diesen Erzeugnissen und gege- 
benenfalls auf dem gesamten Sektor der Milch- 
erzeugnisse hervorrufen kann. 


- Wenn die erhebliche Überschreitung des Schwel- 
lenpreises durch den Preis frei Grenze ein Un- 
gleichgewicht zwischen dem Angebot und der 
Nachfrage hervorruft und dieses Ungleichgewicht 
unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der Produktion und der Marktpreise an- 
zudauern droht, ist diese Lage als von Dauer an- 
zusehen. 

- Wenn diese Lage die Einfuhr von Milcherzeug- 
nissen in die Gemeinschaft derart behindert oder 
den Ausgang dieser Erzeugnisse aus der Gemein- 
schaft in einer Weise hervorruft, daß die Ver- 
sorgung der Gemeinschaft nicht mehr sicherge- 
stellt werden kann, ist eine Störung des Marktes 
als gegeben anzusehen. 

3. In einer solchen Lage können zur Aufrechter- 
haltung der Versorgung folgende Maßnahmen vor- 
gesehen werden: 

- Erhebung von Abgaben bei der Ausfuhr, 

- Gewährung von Beihilfen bei der Einfuhr 
oder 

- Nichtanwendung oder Senkung der Abschöpfun- 
gen. 
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